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An den Präsidenten des 
Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Ministerium für Heimat, Kommunales. 
Bau und Gleichstellung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. WAHLPERIODE 

1 9 

für die Mitglieder des Ausschusses für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohne,n 
(60-fach) 

38. Sitzung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen am 9. November 2018 

Tagesordnungspunkt: 
"Hambacher Wald - Wer kommt für die Kosten für die Räumung 
und Zerstörung der Baumhäuser auf?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information und Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses 
für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen übersende ich in der 
Anlage den Bericht der Landesregierung zu dem o. g. Thema. 

Ina Scharrenbach 

5. November 2018 

Jürgensplatz 1 

40219 Düsseldorf 

(Anfahrt über Hubertusstraße) 

Telefon +49 211 8618-4300 

Telefax +49 211 8618-4550 

ina.scharrenbach@mhkbg.nrw.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linien 706, 708 

und 709 bis Haltestelle 

Landtag/Kniebrücke 





Bericht der Landesregierung 

für die Sitzung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen . 

am 9. November 2018 zum Tagesordnungspunkt: 

"Hambacher Wald - Wer kommt für die Kosten für die 

Räumung und Zerstörung der Baumhäuser auf?" 

Frage 1:. Müssen die entstandenen Kosten von den betroffenen Kommunen 

als Auftraggeberinnen der Räumung getragen werden? 

Ant'Nort: Die Erstattung von Kosten für Amtshilfemaßnahmen ist in § 8 Veral­

tungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen 01wVfG NRW), der gemäß 

§ 2 Ordnungsbehördengesetz Nordrhein7Westfaien (OBG NRW) i. V. m .. 

den §§ 1 Abs. 3, 47 Absatz 2 Satz 2 Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen 

(PoIG NRW) auch für die Kosten der hier durchgeführten Vollzugshilfe . 

gilt, geregelt. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Gebühren für die 

Vornahme der Amtshandlung und Auslagen. Während etwaige Gebüh­

ren für die Vornahme der Vollzughilfe nach § 8 Absatz 1 Satz 1 VwVfG 

NRW von der ersuchenden Behörde grundsätzlich nicht zu entrichten 

sind, kann eine. Erstattung von :Auslagen, wie beispielsweise Benzin­

und Verpflegungskosten nach § 8 Absatz 1 Satz 2 VwVfG NRW grund­

sätzlich verlangt werden. Eine Verpflichtung hierzu besteht jedoch nicht. 

Frage 2: 

Antwort: 

Frage 3: 

Antwort: 

Kommt die Landeskasse hierfür auf? 

Sofern weder eine Inanspruchnahme der Kommunen noch der RWE 

Power AG erfolgt (vgl. hierzu Frage 3) sind die Kosten dem Landes­

haushalt aufzuerlegen. 

Muss RWE die Kosten ganz oder teilweise übernehmen, da es sich 

um eine private Waldfläche handelt? Bitte möglichst präzise auflis,- , 

ten. 

Eine Inanspruchnahme der RWE Power AG könnte in Betracht kom­

men. Die Prüfung hierzu dauert derzeit noch an. 



Frage 4: . Wer trägt zukünftig die Kosten zur Verhinderung der Errichtung 

neuer bauordnüngsrechtlich zu beanstandender Einrichtungen im 

Hambacher Wald? 

Antwort: Sofern die SachverhaltE? vergleichbar sind, gilt bei unveränderte Rechts­

lage hinsichtlich der Kostentragungspflicht das zu den Fragen 1 bis 3 

Gesagte. 


